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EU-Osterweiterung: Qualität hat Vorrang vor Geschwindigkeit
Die Europäische Union beabsichtigt mit ihrer
Entscheidung, nunmehr mit zehn statt wie bisher
mit fünf Kandidatenländern zugleich Beitrittsver-
handlungen zu führen, die Osterweiterung zu be-
schleunigen. Das entspricht auch dem Wunsch der
mittel- und osteuropäischen Beitrittsländer nach
einem möglichst raschen Beitritt. Eine Erweiterung
der Union ist nach Ansicht des IWH für alle Betei-
ligten mit bedeutenden wirtschaftlichen und politi-
schen Vorteilen verbunden. Ein höheres Tempo des
Integrationsprozesses ist aber nur dann zu emp-
fehlen, wenn dadurch die Funktionsfähigkeit der
Union nicht gemindert wird. Von den Kandidaten
wird erwartet, dass sie zum Beitrittstermin einen
Entwicklungsstand erreicht haben, der nur wenige
und zeitlich eng begrenzte Übergangsfristen für
die Anpassung an EU-Recht notwendig macht. Es
ist aber absehbar, dass auch die weiter fortge-
schrittenen Länder erhebliche Schwierigkeiten bei
der Erfüllung der Beitrittskriterien haben werden,
die neben der Gewährleistung einer funktionsfähi-
gen Marktwirtschaft vor allem die Wettbewerbsfä-
higkeit auf dem EU-Binnenmarkt und die vollstän-
dige  Übernahme des Gemeinschaftsrechts ver-
langt. Somit birgt eine verfrühte Integration die
Gefahr in sich, dass die geplante Vertiefung der
Union und das Funktionieren des Gemeinsamen
Marktes behindert werden.
Aus diesen Gründen sollte die Beitrittsfähigkeit
der Länder von Seiten der EU stärker als bisher,
zum Beispiel durch umfangreichere Austausch-
und Beratungsprogramme, unterstützt werden.
Dies erleichtert mittelfristig die Aufnahme der
Kandidatenländer und unterstützt gleichzeitig die
Stabilität der Union.
Beschleunigung des Beitrittsprozesses birgt Ge-
fahren
Die mittel- und osteuropäischen Reformländer
haben wiederholt ihr Interesse an einer möglichst
raschen Aufnahme in die EU bekundet. Die Län-
der, mit denen frühzeitig Beitrittsverhandlungen
aufgenommen wurden, also Polen, Ungarn, die
Tschechische Republik, Slowenien und Estland,
streben einen Beitritt zu Beginn des Jahres 2003
an. Die Ende 1999 neu zu den Verhandlungen ge-
ladenen Länder (Lettland, Litauen, die Slowakei,
Rumänien und Bulgarien), visieren Beitritte zwi-
schen 2004 und 2008 an. Auch die EU hat sich mit
den Beschlüssen von Helsinki auf einen schnellen
Beitrittsverlauf festgelegt. Um die Funktionstüch-
tigkeit einer erweiterten Union zu gewährleisten,
beabsichtigt die Union, sich bis Ende 2000 institu-
tionell zu reformieren und nach der Ratifizierung
durch die Landesparlamente zum Ende des Jahres
2002 neue Mitglieder aufzunehmen zu können.19
Eine rasche Erweiterung der Union birgt das
Problem, dass die Beitrittskandidaten zum Zeit-
punkt des Beitritts die Anforderungen einer Voll-
mitgliedschaft noch nicht erfüllen. Ihnen müssten
dann –  entgegen den jetzigen Vorstellungen der
EU – zahlreiche  Übergangsfristen und eventuell
auch Derogationen, d.  h. unbefristete Ausnahme-
regelungen, gewährt werden.20
Vor diesem Hintergrund stellt sich zum einen
die Frage, wie der bisherige Verhandlungsstand zu
beurteilen ist, zum anderen, ob die Beitrittskandi-
daten in der Lage sein werden, die Beitrittskrite-
rien (vgl. Kasten) in nächster Zeit zu erfüllen.
Dementsprechend wird untersucht, ob die Bei-
trittskandidaten im Rahmen einer funktionierenden
Marktwirtschaft in wenigen Jahren auf dem EU-
Binnenmarkt erfolgreich konkurrieren werden
können und ob sie die Fähigkeit besitzen, das Ge-
meinschaftsrecht der EU (Acquis Communautaire)
bis zum Beitrittstermin effektiv anzuwenden.
Erste Verhandlungserfahrungen: Schwierige Be-
reiche bisher ausgeklammert
Zum Ende des Jahres 1999 war das Screening,
d. h.  die  Überprüfung des Standes der Rechtsan-
passung mit den fünf Ländern der ersten Runde,
weitgehend abgeschlossen. Konkrete Verhandlun-
gen sind zwischen November 1998 und Februar
2000 in 23 der insgesamt 31 Kapitel des Gemein-
schaftsrechts aufgenommen worden. An den An-
fang der Gespräche wurden jene Bereiche des Ge-
meinschaftsrechts gestellt, in denen keine größeren
Schwierigkeiten bei der Anpassung zu erwarten
waren, wie u.  a. „Wissenschaft und Forschung“,
„Allgemeine und berufliche Bildung“, „Kleine und
mittlere Unternehmen“ oder „Statistik“. Diese Ka-
pitel wurden bald darauf vorläufig geschlossen.
                                                     
19 Der termingerechte Abschluss dieser Reformen ist aber mit
erheblichen Unsicherheiten behaftet. Vgl. z. B. EU: Presi-
dency Conclusions: Helsinki European Council 10 and 11
December 1999. – http://europa.eu.int/rapid/start/guesten.ksh
oder DIHT: Europa 2000 plus. Berlin 2000, S. 5-13.
20 Beispiele für bestehende Derogationen sind die Nichtteil-
nahme Großbritanniens an der EWU oder dem Schengener
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Der Beitrittsprozess im Überblick
Voraussetzungen für die Mitgliedschaft: Die Beitrittskriterien
Festlegung der sogenannten Kopenhagener Kriterien 1993, die die Beitrittsländer vor ihrem Beitritt erfüllen
müssen. Dazu gehören
politisches Kriterium: - Schaffung einer institutionellen Stabilität als Garantie für die demokratische und
rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung
und den Schutz von Minderheiten;
wirtschaftliche Kriterien: - Existenz einer funktionsfähigen Marktwirtschaft;
-F ähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union
standzuhalten;
Besitzstandskriterium: - Fähigkeit zur Übernahme der aus der Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen.
Phasen des Beitritts
I. Heranführungsstrategie
- beschlossen 1994 in Essen, ergänzt 1997 in Luxemburg; besteht aus:
- den Assoziationsabkommen zwischen der EU und dem Bewerberland;
-  dem Weißbuch zur Vorbereitung der Beitrittskandidaten auf den EU-Binnenmarkt, in dem die wichtigsten
Maßnahmen für jeden Bereich des Binnenmarktes aufgezeigt und die Prioritäten für die Rechtsangleichung
festgelegt sind;
-  dem PHARE-Programm als wichtigstem Finanzinstrument zur Unterstützung der Heranführungsstrategie;
-  den bilateralen Beitrittspartnerschaften, d. h. Programmen mit kurz- und mittelfristigen Zielen für die Län-
der und dem dafür vorgesehenen Finanzrahmen der EU. Grundlage dieser Programme sind Nationale Pro-
gramme der Länder zur Übernahme des Gemeinschaftsrechts mit Festlegungen zur Rechtsanpassung und
den dazu erforderlichen nationalen Ressourcen.
II.  Beitrittsverhandlungen
Thema der Verhandlungen sind die Bedingungen, unter denen die Bewerberländer den acquis communautaire
übernehmen und durchsetzen, sowie mögliche Übergangsregelungen, deren Umfang und Dauer begrenzt sein
müssen. Beitrittsverhandlungen können mit den Bewerberländern aufgenommen werden, sobald sie die politi-
schen Kriterien erfüllen.
Zweistufiger Prozess
a)  Screening: detaillierte Prüfung der Anpassung der einzelnen nationalen Gesetzgebungen an EU-Rechts-
vorschriften in 31 verschiedenen Teilbereichen (sog. Kapitel), dabei schrittweises Vorgehen nach The-
menbereichen; nach Abschluss des Screenings zu einem Themenbereich Festlegung der Verhandlungs-
positionen auf beiden Seiten;
- Beginn des Screenings mit Polen, Tschechische Republik, Ungarn, Slowenien,
Estland und formale Eröffnung der Verhandlungen
- Beginn des Screenings mit Bulgarien, Lettland, Litauen, Rumänien, Slowakei




b)  Beginn der Verhandlungen:
- mit den ersten fünf Ländern
- mit den übrigen Ländern
10.11.1998
April 2000
Finanzhilfen im Beitrittsprozess 2001 bis 2006
Europäische Union: Heranführungshilfe insgesamt 21,8 Mrd. Euro
davon: PHARE (Investitionen, Verwaltungsaufbau) 10,9 Mrd. Euro
ISPA (Strukturpolitik) 7,3 Mrd. Euro
SAPARD (Landwirtschaft) 3,6 Mrd. Euro
Weitere Quellen: Investitionskredite und Kredite zur Förderung
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Bereiche, die eng mit dem Binnenmarkt zu-
sammenhängen, stellen sich als besonders proble-
matisch dar. Hierzu gehören beispielsweise die
Kapitel „Freier Waren-, Dienstleistungs- und Ka-
pitalverkehr“,  „Wettbewerbspolitik“ und „Sozial-
und Beschäftigungspolitik“. Hier begannen die
Verhandlungen gegen Ende des vergangenen Jah-
res. Hemmnisse für den Fortschritt der Verhand-
lungen ergeben sich überwiegend durch die Bean-
tragung von Übergangsfristen. So hat Polen bei-
spielsweise Übergangsfristen u. a. für die Anpas-
sung der staatlichen Beihilfepolitik, den Erwerb
von Grundstücken durch Ausländer und die Über-
nahme von Arbeitsschutz- und Hygienebestim-
mungen beantragt, und die Tschechische Republik
hat sich unter anderem für die Beibehaltung der
Zollunion mit der Slowakei ausgesprochen. 21
Die eigentlichen Hürden im Verhandlungspro-
zess stehen aber noch bevor. Wie sich im Verlauf
des Screenings zeigte, sind es insbesondere die Be-
reiche „Energie“, „Verkehr“, „Umwelt“ und „Land-
wirtschaft“, in denen die mittel- und osteuropäi-
schen Länder enorme Anpassungsmaßnahmen,
verbunden mit in der Regel hohen Investitionen, zu
bewältigen haben. Hier liegt auch ein großer Teil
der beantragten Übergangsfristen. Die Verhand-
lungen zu diesen Bereichen haben erst vor wenigen
Wochen begonnen bzw. stehen noch völlig aus.
                                                     
21 Vgl. Positionspapiere Polens, Amt für Europäische Integra-
tion, Warschau, 1999. Für die Tschechische Republik und
Ungarn vgl. INSTITUT FÜR EUROPÄISCHE POLITIK:
Enlargement/Agenda 2000 – Watch, Nr. 2/1999. Bonn 2000,
S. 166 ff.
Obwohl die EU durchaus bereit ist, bei den in-
vestitionsintensiven Bereichen zeitlich begrenzte
Übergangsfristen einzuräumen, verfolgt sie in allen
Bereichen des Gemeinsamen Marktes das Ziel,
Anzahl und Dauer der Übergangsfristen möglichst
gering zu halten. Allerdings haben Deutschland
und Österreich als Mitglieder der Union in den Be-
reichen Landwirtschaft und Freier Personenver-
kehr bereits den Wunsch nach Übergangsfristen
für den freien Marktzugang der mittel- und osteu-
ropäischen Länder geäußert. Hieraus wird ein be-
achtliches Konfliktpotential für die zukünftigen
Verhandlungen ersichtlich. Ein reibungsloser und
damit zügiger weiterer Verhandlungsverlauf ist
deshalb kaum zu erwarten.
Sind die Beitrittskandidaten funktionierende
Marktwirtschaften?
Die Union hat zur Beurteilung der Beitrittsfä-
higkeit zwei wirtschaftliche Kriterien entwickelt:
Die Existenz einer funktionstüchtigen Marktwirt-
schaft nach Maßgabe des ordnungspolitischen Rah-
mens des jeweiligen Landes und die Fähigkeit,
dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften in-
nerhalb der EU standzuhalten. Der erste Aspekt
wird von der EU anhand folgender Merkmale be-
urteilt: makroökokomische Stabilität, relativ unge-
hindertes Zusammenspiel von Angebot und Nach-
frage, liberalisierte Preise und Handel sowie ge-
ringe Barrieren des Markteintritts und -austritts.
Gravierende Schwächen weisen in dieser Hinsicht
nur noch Bulgarien und Rumänien auf, wenn es
auch in den anderen Ländern noch spezifische
Tabelle 1:





1. Wissenschaft und Forschung XXXXX
2. Telekom. und Informationstechnologie XXXXX
3. Allgemeine und berufliche Bildung XXXXX
4. Industriepolitik XXXXX
5. Kleine und mittlere Unternehmen XXXXX
6. Wirtschafts- und Währungsunion XXXXX
7. Freier Warenverkehr X
8. Verbraucher- und Gesundheitsschutz XXXXX
9 . F i s c h e r e i XXXX
1 0 . S t a t i s t i k XXXXX
11. Auswärtige Beziehungen X
12. Gesellschaftsrecht X X
Gesamt 9 9 10 10 10
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Schwachstellen gibt. Allerdings muss beachtet wer-
den, dass, auch wenn die meisten Länder mittler-
weile in einem marktwirtschaftlichen Rahmen funk-
tionieren, weiterhin transformationsbedingte wirt-
schaftliche Instabilitäten auftreten können. Hohe
Kapitalzuflüsse, bedingt durch Zinsdifferenzen,
Privatisierungen oder ausländische Direktinvesti-
tionen, haben in einigen mittel- und osteuropäi-
schen Ländern zu Aufwertungstendenzen geführt,
und so die Geld- und Wechselkurspolitik beein-
trächtigt.22 Die hohen Leistungsbilanzdefizite der
meisten Beitrittskandidaten zeigen bei einer sich
verschlechternden Wettbewerbsfähigkeit zudem Ge-
fahrenpotenziale auf, die zukünftig zu einer erhöh-
ten makroökonomischen Instabilität führen können.
Skeptischer als die Existenz marktwirtschaft-
licher Rahmenbedingungen ist die Fähigkeit der
Unternehmen der Beitrittskandidaten einzuschät-
zen, auf den Märkten der EU erfolgreich zu kon-
kurrieren. Zu diesem Schluss kommt auch die EU
in ihren jährlichen Fortschrittsberichten.23 Neben
der marktwirtschaftlichen Funktionstüchtigkeit wur-
den hier verschiedene Strukturmerkmale, wie zum
Beispiel eine ausreichende Ausstattung an Human-
und Sachkapital, eine tiefe Integration des Handels
mit der EU und eine hohe Wettbewerbsintensität,
überprüft. Als Zeichen zunehmender Stabilität und
Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Länder wur-
den die fortgeschrittene Handelsintegration mit
Staaten der Union und die gestiegenen Zuflüsse an
ausländischen Direktinvestitionen in den vergan-
genen Jahren gewertet.
Defizite bei der Unternehmensrestrukturierung
(insbesondere im Stahlsektor), der Agrarreform,
der Infrastruktur im Energie und Transportbereich
führen aber dazu, dass die EU keinem mittel- und
osteuropäischen Beitrittskandidaten zum jetzigen
Zeitpunkt die Fähigkeit zuspricht, dem Wettbe-
werb in der EU standzuhalten. Über die von der
EU geäußerte Kritik hinaus lassen sich als weitere
Schwachstellen der mangelnde Fortschritt bei der
Privatisierung, insbesondere in Polen, wenig ef-
fektive Insolvenzrechte in der Tschechischen Re-
publik und in Slowenien sowie der generell unter-
entwickelte Banken- und Finanzbereich anführen.24
                                                     
22 Beispielsweise werteten Polen und Ungarn trotz hoher no-
minaler Abwertung seit Beginn der Transformation um
über 30 bzw. 45 % real auf.
23 Vgl. KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN UNION:
Composite Paper on Regular Reports on Progress Towards
Accession. Brüssel 1999.
24  Vgl. BRÜGGEMANN, A.; GABRISCH, H.; KÄMPFE,
M., u.  a.: Währungskrisen in Mittel- und Osteuropa, in:
Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Bei-
trittskandidaten zwar weitgehend marktwirtschaft-
lich funktionieren, aber noch ein beträchtlicher
Umstrukturierungsbedarf auf Unternehmensebene
besteht, um sie wettbewerbsfähig werden zu lassen.
In vielen Bereichen werden sich die Unternehmen
erheblichen zusätzlichen Kosten gegenübersehen,
die aus der Übernahme der EU-Standards resultie-
ren. Insofern dürfte es einem beträchtlichen Teil
der mittel- und osteuropäischen Unternehmen
schwer fallen, sich innerhalb der nächsten Jahre im
Wettbewerb mit Unternehmen aus der EU be-
haupten zu können.
Hürden für die Übernahme des Gemeinschafts-
rechts im Verwaltungsbereich
Ein wesentlicher Unterschied zu früheren Er-
weiterungen der EU besteht im Ausmaß der insti-
tutionellen Fortentwicklung, die die Union inner-
halb der letzten Jahre durchlaufen hat. So wurde
beispielsweise durch den Amsterdamer Vertrag das
Schengener Protokoll in den Stand des Gemein-
schaftsrechts erhoben und eine Sozialcharta für die
Mitgliedsländer eingeführt. Insgesamt müssen über
14.000 Rechtsanpassungen in den einzelnen Län-
dern vorgenommen werden.25 Die gleichzeitige
Verbreiterung und Vertiefung des Gemeinschafts-
rechts konfrontiert somit die mittel- und osteuro-
päischen Verwaltungen und Parlamente mit einem
gewaltigen institutionellen Kraftakt. Sie müssen
die EU-Rechtssprechung in ihrer jeweiligen Fas-
sung übernehmen, neue Politiken implementieren
und die Fähigkeiten der nationalen Verwaltungen
zur Anwendung und Durchsetzung von EU-Recht
auf allen Ebenen gewährleisten. Der Mangel an
qualifiziertem Fachpersonal in Verwaltung und
Justiz ist dabei ein Hauptproblem für die Über-
nahme des Gemeinschaftsrechts, aber auch die
materiellen Voraussetzungen müssen vielfach erst
geschaffen werden.26
                                                                              
Rüdiger Pohl (Hrsg.), Schriften des Instituts für Wirt-
schaftsforschung Halle, Band 5. Nomos Verlagsgesell-
schaft. Baden-Baden (erscheint demnächst).
25 Vgl. KÜHNHARDT, L.: Die Europäische Union zwischen
Reformerfordernissen und Erweiterungserfolgen: Zur Aus-
gestaltung der Agenda 2000, in: Wittschorek, Peter (Hrsg.),
Agenda 2000: Herausforderungen an die Europäische
Union und an Deutschland. Schriften des Zentrum für Eu-
ropäische Integrationsforschung, Band 8. Nomos Verlags-
gesellschaft. Baden-Baden 1999, S. 33.
26 In verschiedenen Länderstudien der Weltbank wird für den
Verwaltungsapparat noch substantieller Aufholbedarf kons-
tatiert, bislang stelle er eine der schwerwiegendsten Hürden
für die Anwendung des Gemeinschaftsrechts dar. Vgl. bei-Wirtschaft im Wandel 7/2000 214
Schwieriger als die Übernahme von Gesetzen
und Verordnungen wird die effektive Anwendung
der Rechtssprechung sein. Um die Einhaltung der
neuen Vorschriften zu sichern, wird in vielen Be-
reichen eine sehr viel umfassendere Kontrolle nö-
tig sein. Davon betroffen sind beispielsweise der
Umweltschutz, die Gewährleistung der allgemei-
nen Produktsicherheit und der Verbraucherschutz.
Moderne Kontrollsysteme einschließlich nationaler
Referenzlabors müssen u. a. für die Veterinärauf-
sicht und die Pflanzenschutzverwaltung geschaffen
werden. Im Bereich von Justiz und Inneres wird
die Anwendung des Schengener Abkommens er-
hebliche Anstrengungen erfordern. Es geht hierbei
um die Fähigkeit effektiver Grenzkontrollen an
den Außengrenzen der EU sowie die Sicherstel-
lung, dass mit Abschaffung der Kontrollen an den
Binnengrenzen der freie Personenverkehr nicht zu
Sicherheitsdefiziten in Bezug auf das organisierte
Verbrechen bei Geldwäsche, Drogen- und Men-
schenhandel führt. Bislang entsprechen die Nor-
men und Standards in diesen Bereichen nicht den
Gemeinschaftsvorschriften. So wurden in einigen
Ländern die zuständigen Verwaltungseinheiten erst
1998 bzw. 1999 soweit aufgebaut, dass eine Förde-
rung von Projekten durch die EU möglich wurde.27
Der Hinweis der am Schengener Protokoll teil-
nehmenden Staaten, dass spätere Beitrittsabkom-
men erst dann in Kraft gesetzt werden könnten,
wenn die Vorgaben des Protokolls erfüllt seien,
verdeutlicht den dringenden Handlungsbedarf al-
lein in diesem Kapitel der Beitrittsverhandlungen.
Fehlende finanzielle Mittel können Anpassung
der Rechtsvorschriften verzögern
Die Übernahme und Anwendung des Gemein-
schaftsrechts ist für die mittel- und osteuropäi-
schen Länder mit hohen Investitionen verbunden.
Um im Bereich Verkehr den Sicherheitsstandards
und Vorschriften der EU zu entsprechen, sollen
nach Schätzungen der Union innerhalb der nächs-
ten 15 Jahre über 18.000 km Straße, 20.000 km
Schiene, 38 Flughäfen, 13 Seehäfen und 49 Fluss-
häfen auf Gemeinschaftsniveau aufgerüstet wer-
den. Dies übersetzt sich allein im Straßen- und
Schienenbereich in ein erforderliches Investitions-
                                                                              
spielsweise WORLD BANK: Czech Republic: Toward EU
Accession, Vol. 1 1999, S. 28-32, WORLD BANK: Hun-
gary: Country Economic Memorandumm 1999, S. 145-158.
27 Vgl. Die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres im
Erweiterungsprozess – Themenpapier Nr. 25 vom 30.03.1999,
Task-Force „Erweiterung“ des Europäischen Parlaments.
volumen von 100 Mrd. Euro.28 Ähnliche Größen-
ordnungen ergeben sich für den Energie- und den
Umweltbereich. Der technische Stand von Kraft-
werken, Klärwerken und Abfallverwertungsanla-
gen ist im allgemeinen veraltet. Im Umweltbereich
wird ein Investitionsbedarf zwischen 110 und
120 Mrd. Euro  veranschlagt.  Die  dazugehörigen
Kapital- und Nutzungskosten werden auf 16  bis
24 Mrd. Euro jährlich geschätzt.29 Verteilt man die
Investitionskosten der beiden Bereiche Umwelt
und Verkehr auf 20 Jahre, entspricht die durch-
schnittliche jährliche Belastung einem Anteil von
8,0 bis 10,5 % des Bruttoinlandsprodukts der Bei-
trittskandidaten von 1998.30
Zu diesen großen Investitionsbereichen treten
zusätzlich noch all jene Maßnahmen hinzu, die
notwendig sind, um die Anwendung des Gemein-
schaftsrechts in den anderen 28 Kapiteln zu ge-
währleisten. In den meisten Bereichen (zum Bei-
spiel Finanzkontrolle, Justiz und Inneres, Banken-
aufsicht, Steuern, Statistik) wird es im wesent-
lichen um die materielle Ausgestaltung von Ver-
waltungen und um Investitionen in das notwendige
Humankapital gehen. In anderen Bereichen (z. B.
Sozialpolitik und Beschäftigung, Landwirtschaft,
Wissenschaft und Forschung) werden wahrschein-
lich zudem weitere investive Ausgaben nötig sein.
Die Umsetzung des Gemeinschaftsrechts wird
daher nur durch eine erhebliche Steigerung der
schon jetzt meist recht hohen Investitionsquote in
den Beitrittskandidaten zu gewährleisten sein. Die
Länder werden aber nur einen geringen Teil dieser
Aufwendungen selbst tragen können.31 Einer Fi-
nanzierung durch die Unternehmen über höhere
Gewinne sind aufgrund des zunehmenden Wett-
bewerbs enge Grenzen gesetzt, und die Ausweitung
der öffentlichen Ausgaben ist auch aus stabilitäts-
                                                     
28 Vgl. Verkehrspolitik und die Erweiterung der Union –
Themenpapier Nr.  44 vom 28.07.1999, Task-Force „Er-
weiterung“ des Europäischen Parlaments.
29 Dies umfasst allein Investitionen zur Verbesserung der
Wasser- und Luftqualität sowie der Abfallentsorgung. Vgl.
Die Umweltpolitik und die Erweiterung der Union – The-
menpapier Nr. 17 vom 23.03.1998, Task-Force „Erweite-
rung“ des Europäischen Parlaments.
30 Die Angabe von Gesamtkosten ist nur bedingt aussagefä-
hig, da sie auf sektoralen Einzelschätzungen basiert, die
z. T. methodische Unterschiede aufweisen.
31 So geht beispielsweise das EU-Parlament davon aus, dass
die Beitrittsländer lediglich 20 % der nötigen Investitionen
selbst finanzieren können. Vgl. Energiepolitik und die Er-
weiterung der Union – Themenpapier Nr.  43 vom
10.06.1999, Task-Force „Erweiterung“ des Europäischen
Parlaments.Wirtschaft im Wandel 7/2000 215
politischen Erwägungen nicht problemlos durch-
führbar. Eine Erhöhung der inländischen Sparnei-




- in % des Bruttoinlandsprodukts -
Land 1996 1997 1998
Bulgarien 8,4 11,4 14,7
Estland 27,8 27,9 29,1
Lettland 17,8 21,1 20,1
Litauen 20,1 22,0 25,7
Polen 20,9 23,6 25,3
Rumänien 25,9 21,8 17,7
Slowakei 36,9 38,6 40,8
Slowenien 22,6 23,5 24,2
Tschechische Republik 34,9 33,2 29,9
Ungarn 23,9 26,8 27,9
Quellen: WIIW Datenbank; nationale Statistiken.
Eine Steigerung der Investitionsquote ist auch
durch höhere Kapitalzuflüsse aus dem Ausland
– entweder durch supranationale Organisationen
oder private Investoren – möglich. Die Finanzpla-
nung der EU bis zum Jahre 2006 sieht im Rahmen
der Heranführungshilfe knapp 22 Mrd. Euro für die
Beitrittskandidaten vor.32 Die für diesen Zeitraum
budgetierten Mittel der Europäischen Investitions-
bank belaufen sich auf weitere 17,3  Mrd. Euro.
Diese Mittel dienen in der Regel der Kofinanzie-
rung von Projekten und stellen somit keine garan-
tierten Mittelzuflüsse dar. Die tatsächliche Mittel-
zuweisung wird auch von der Absorptionsfähigkeit
der jeweiligen Beitrittskandidaten abhängig sein.
Zusätzliche Abhilfe könnte die Einbindung pri-
vater ausländischer Investoren schaffen. Denkbar
sind beispielsweise privatwirtschaftlich betriebene
Fernstraßen oder die Privatisierung der Energie-
wirtschaft. Doch muss hier beachtet werden, dass
die Rentabilität in diesen Bereichen noch durch die
geringe Kaufkraft der Bevölkerungen in Mittel-
und Osteuropa begrenzt wird.
Die institutionellen und finanziellen Defizite der
Beitrittskandidaten lassen insgesamt die vollstän-
dige  Übernahme des Gemeinschaftsrechts zu den
anvisierten Beitrittsterminen unrealistisch erscheinen.
                                                     
32 Darüber hinaus sind 45 Mrd. Euro für Zahlungen an mögli-
che neue Mitgliedsländer nach dem Beitritt eingeplant.
Vgl. Finanzielle Vorausschau der EU für 2000-2006,
AGENDA 2000: Stärkung und Erweiterung der Europäi-
schen Union, Endgültige Fassung. Brüssel 1999.
Ausblick
Die Osterweiterung der EU ist eine historische
Möglichkeit politische und regionale Stabilität als
Basis wirtschaftlichen Wohlsstands in ganz Europa
zu verankern. Gleichzeitig sollte der Integrations-
prozess so gestaltet werden, dass die Funktionsfä-
higkeit der Union erhalten bleibt. Aus ökonomi-
scher Sicht wird eine schnelle Erweiterung mit
mehreren Beitrittskandidaten ohne Qualitätsabstri-
che kaum durchführbar sein.
Im Zuge der bisherigen Verhandlungen sind
noch einmal die schon seit geraumer Zeit erkann-
ten Probleme einer zügigen Heranführungsstrate-
gie für die Reformländer durch die EU deutlich
geworden. Verlangt die Union von den Kandidaten
einen Entwicklungsstand, der zum Beitritts-
zeitpunkt nur wenige und zeitlich begrenzte Über-
gangsfristen bedingt, kann dies auch bei den relativ
fortgeschrittenen Ländern zu einer Verschiebung
des Beitritts deutlich über das angestrebte Ziel von
2003 hinaus führen, da kein Land die Kriterien ei-
ner Vollmitgliedschaft mittelfristig erfüllen wird.
Umfangreiche Ausnahmeregelungen verringern hin-
gegen die Qualität des Integrationsprozesses, da
sie die Anpassung an bestehendes EU-Recht ver-
zögern und damit de facto eine Zwei-Klassen-
Union etablieren. Unterschiedliche Rechtsstan-
dards innerhalb der EU gefährden das reibungslose
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes in einer
erweiterten Union.
Aus Sicht des IWH sind deshalb überhastete
Beitritte mit einem höheren Risikopotenzial ver-
bunden als ihre zeitliche Verschiebung. Um den-
noch eine möglichst rasche Aufnahme zu gewähr-
leisten, sollte die Beitrittsfähigkeit der Länder ge-
steigert werden. Dabei sind verstärkte Anstrengun-
gen der EU und der Beitrittskandidaten notwendig,
um die Absorptions- und Anpassungsfähigkeit zu
erhöhen. Für die mittel- und osteuropäischen Län-
der bedeutet dies insbesondere eine personelle und
materielle Verstärkung der nationalen Verwaltun-
gen bis hin auf die kommunale Ebene. Die Union
sollte diesen Prozess noch stärker als bisher durch
die Ausdehnung von Austausch- und Beratungs-
programmen unterstützen. Derartige Maßnahmen
würden dazu beitragen die Entwicklung zu einer
stabilen erweiterten Union zu unterstützen.
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